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Tag I n h a l t Seite

A r t i k e l  1
Gesetz über den Zugang 

zu Umweltinformationen in Hamburg 
(Hamburgisches Umweltinformationsgesetz – HmbUIG)

§ 1
Zweck und Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz schafft den rechtlichen Rahmen für den
freien Zugang zu Umweltinformationen bei informations-
pflichtigen Stellen sowie für die Verbreitung dieser Umwelt-
informationen in Hamburg. 

(2) Auf den freien Zugang zu Umweltinformationen sowie
deren Verbreitung finden die Bestimmungen des Umwelt-
informationsgesetzes des Bundes (UIG) vom 22. Dezember
2004 (BGBl. I S. 3704) in der jeweils geltenden Fassung mit

Ausnahme der §§ 11, 12 und 13 Absatz 4 UIG entsprechende
Anwendung, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 
An die Stelle des Bundes tritt die Freie und Hansestadt Ham-
burg.

(3) Abweichend von § 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a
UIG gehören zu den informationspflichtigen Stellen nicht der
Senat und die senatsunmittelbaren Behörden und Ämter
einschließlich der Bezirksämter, soweit sie im Rahmen der
Gesetzgebung oder beim Erlass von Rechtsverordnungen tätig
werden.

§ 2 

Rechtsschutz gegen die private informationspflichtige Stelle

(1) Ist die antragstellende Person der Auffassung, dass 
eine private informationspflichtige Stelle den Anspruch nicht

4. 11. 2005 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2003/4/EG über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umwelt-
informationen in Hamburg  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 441

neu: 2129-42, 202-1-34

4. 11. 2005 Gesetz zur Änderung des Hamburgischen Mediengesetzes  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 443
2251-7

4. 11. 2005 Dreiundfünfzigste Änderung des Landschaftsprogramms einschließlich Arten- und Biotopschutz-
programm für die Freie und Hansestadt Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 445

4. 11. 2005 Neunundsechszigste Änderung des Flächennutzungsplans für die Freie und Hansestadt Hamburg . . . . . 446

8. 11. 2005 Verordnung zur Aufhebung der Verordnung über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes
Eimsbüttel S1 (Schanzenviertel/Weidenallee)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 446

2130-13

9. 11. 2005 Verordnung über den Bebauungsplan Kirchwerder 20  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 447
Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Gesetz 
zur Umsetzung der Richtlinie 2003/4/EG über den Zugang der Öffentlichkeit 

zu Umweltinformationen in Hamburg

Vom 4. November 2005

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:



Freitag, den 18. November 2005442 HmbGVBl. Nr. 37

vollständig erfüllt hat, kann sie die Entscheidung dieser infor-
mationspflichtigen Stelle nach Absatz 2 überprüfen lassen.
Wird der antragstellenden Person innerhalb der Frist nach § 3
Absatz 3 UIG keine Entscheidung mitgeteilt, ist ihr gegen 
die private informationspflichtige Stelle der Rechtsweg zu den
Verwaltungsgerichten eröffnet. 

(2) Der Anspruch auf Überprüfung ist gegenüber der pri-
vaten informationspflichtigen Stelle innerhalb eines Monats,
nach dem diese Stelle mitgeteilt hat, dass der Anspruch nicht
oder nicht vollständig erfüllt werden kann, schriftlich geltend
zu machen. Die informationspflichtige Stelle hat der antrag-
stellenden Person das Ergebnis ihrer nochmaligen Prüfung
innerhalb eines Monats zu übermitteln. Geschieht dies nicht
oder ist die antragstellende Person der Auffassung, dass ihr
Anspruch auch nach einer Entscheidung nach Satz 2 nicht 
vollständig erfüllt worden ist, so findet Absatz 1 Satz 2 entspre-
chende Anwendung.

§ 3

Kosten der privaten informationspflichtigen Stelle

Private informationspflichtige Stellen können für die 
Übermittlung von Informationen nach diesem Gesetz von 
der antragstellenden Person Kostenerstattung verlangen. Die
Höhe der erstattungsfähigen Kosten bemisst sich nach den
festgelegten Gebührensätzen für Amtshandlungen von in-
formationspflichtigen Stellen der öffentlichen Verwaltung in
Hamburg.

§ 4

Übergangsvorschrift

Anträge auf Zugang zu Umweltinformationen, die vor dem
14. Februar 2005 gestellt worden sind, sind nach den Vorschrif-
ten des Umweltinformationsgesetzes in der Fassung vom 
23. August 2001 (BGBl. I S. 2219) zu Ende zu führen.

A r t i k e l  2

Änderung der Umweltgebührenordnung

Anlage 1 Abschnitt 9 der Umweltgebührenordnung vom 
5. Dezember 1995 (HmbGVBl. S. 365), zuletzt geändert am 
21. März 2005 (HmbGVBl. S. 80, 85), wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: „Hamburgisches
Umweltinformationsgesetz (HmbUIG) vom 4. November
2005 (HmbGVBl. S. 441) in der jeweils geltenden Fassung“.

2. Hinter Nummer 9.4 werden folgende Nummern 9.5 bis
9.7.2 angefügt:

„9.5 Gebührenfrei sind

9.5.1 Herausgabe von analogen Duplikaten
(DIN A4) bis zu insgesamt 10 Seiten
ohne Zusammenstellungsaufwand in
den Fällen der Nummern 9.1 bis 9.3.
Für darüber hinausgehende Duplikate 
werden Gebühren nach Nummer 9.6
erhoben.

9.5.2 Einsichtnahme vor Ort einschließlich
der erforderlichen Vorbereitungsmaß-
nahmen

9.5.3 Übermittlung

– der Ergebnisse der Überwachung von
Emissionen nach den §§ 26, 28 und 
29 des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes,

– der Ergebnisse der Überwachung von
Emissionen nach §§ 95 bis 95 b des
Hamburgischen Wassergesetzes,

– der bei der zuständigen Behörde vor-
liegenden Ergebnisse der Überwa-
chung der von einer Deponie ausge-
henden Emissionen,

– der Planfeststellungsbeschlüsse, Ge-
nehmigungen und Anordnungen
nach § 31 Absätze 2 und 3 sowie § 35
des Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
gesetzes sowie der Ablehnungen und
Änderungen dieser Entscheidungen.

9.6 Herausgabe von Duplikaten 

9.6.1 je DIN A4-Kopie von Papiervorlagen
oder Ausdruck  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,15

9.6.2 je DIN A3-Kopie von Papiervorlagen
oder Ausdruck  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,25

9.6.3 Reproduktion von verfilmten Akten je
Seite  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,25

9.7 Auslagen

9.7.1 Aufwendungen, die für die Herstellung
von

– Kopien auf sonstigen Datenträgern
oder Filmkopien

– Kopien von Papiervorlagen im For-
mat größer als DIN A3

– farbigen Kopien oder Ausdrucken
entstehen, sind als besondere Aus-
lagen zu erstatten

9.7.2 Aufwendungen für besondere Ver-
packung oder besondere Beförderung
sind als besondere Auslagen zu erstat-
ten.

A r t i k e l  3

Fortgeltende Verordnungsermächtigung

Der Senat bleibt ermächtigt, die Umweltgebührenordnung
zu ändern oder aufzuheben.

A r t i k e l  4

Umsetzung von EG-Richtlinien

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie
2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu
Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie
90/313/EWG des Rates (ABl. EU Nr. L 41 S. 26).

Ausgefertigt Hamburg, den 4. November 2005.

Der Senat
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Das Hamburgische Mediengesetz vom 2. Juli 2003 
(HmbGVBl. S. 209) wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Hinter dem Eintrag zu § 19 wird der Eintrag
„§ 19 a Regionalfensterprogramme“
eingefügt.

b) Der Eintrag zu § 22 erhält folgende Fassung: 
„§ 22 Zuordnung von terrestrischen Übertragungs-
kapazitäten für die Verbreitung von Rundfunk und
Mediendiensten in analoger Technik“.

c) Hinter dem Eintrag zu § 22 wird der Eintrag 
„§ 22 a Zuordnung von terrestrischen Übertragungs-
kapazitäten für die Verbreitung von Rundfunk und
Mediendiensten in digitaler Technik“
eingefügt.

d) Der Eintrag zu § 25 erhält folgende Fassung: 
„§ 25 Zuweisung von terrestrischen Übertragungskapa-
zitäten für privaten Rundfunk und Mediendienste“.

e) Hinter dem Eintrag zu § 25 wird der Eintrag 
„§ 25 a Zuweisung von terrestrischen Übertragungs-
kapazitäten für privaten Rundfunk“
eingefügt.

f) Der Eintrag zu § 52 erhält folgende Fassung:
„§ 52 Trägerschaft des Hamburgischen Bürger- und
Ausbildungskanals“. 

g) Die Einträge zu §§ 53 und 54 werden gestrichen.

2. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Textstelle „10. bis 27. September 2002
(HmbGVBl. 2003 S. 31)“ durch die Textstelle „8. bis 15.
Oktober 2004 (HmbGVBl. 2005 S. 41)“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird hinter dem Klammerzusatz „(HmbGVBl.
2003 S. 31)“ die Textstelle „, geändert vom 8. bis 15.
Oktober 2004 (HmbGVBl. 2005 S. 41, 47)“ eingefügt.   

3. § 17 Absatz 3 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Eine Übertragung liegt vor, wenn während einer Zu-
lassungsperiode innerhalb eines Zeitraums von drei 
Jahren mehr als 50 vom Hundert der Kapital- oder Stimm-
rechtsanteile auf andere Gesellschafter oder Dritte über-
tragen werden.“

4. Hinter § 19 wird folgender § 19 a eingefügt:

„§ 19 a

Regionalfensterprogramme

„(1) In den beiden bundesweit verbreiteten reichweiten-
stärksten Fernsehvollprogrammen sind mindestens im
zeitlichen und regional differenzierten Umfang der Pro-
grammaktivitäten zum 1. Juli 2002 Fensterprogramme zur
aktuellen und authentischen Darstellung der Ereignisse
des politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Lebens in Hamburg aufzunehmen. Der Hauptprogramm-

veranstalter hat organisatorisch sicherzustellen, dass die
redaktionelle Unabhängigkeit des Fensterprogramm-
veranstalters gewährleistet ist. 

(2) Dem Fensterprogrammveranstalter ist eine gesonderte
Zulassung zu erteilen. Fensterprogrammveranstalter und
Hauptprogrammveranstalter sollen in der Regel nicht
zueinander im Verhältnis eines verbundenen Unter-
nehmens nach § 28 des Rundfunkstaatsvertrages stehen, es
sei denn, der Hauptprogrammveranstalter gewährleistet
durch organisatorische Maßnahmen die Unabhängigkeit
der Berichterstattung. Mit der Organisation der Fenster-
programme ist zugleich deren Finanzierung durch den
Hauptprogrammveranstalter sicherzustellen.“

5. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Zuordnung von terrestrischen Übertragungskapazi-
täten für die Verbreitung von Rundfunk und Medien-
diensten in analoger Technik“.

b) Absätze 5 und 6 werden aufgehoben.

6. Hinter § 22 wird folgender § 22 a eingefügt:

„§ 22 a

Zuordnung von terrestrischen Übertragungskapazitäten 
für die Verbreitung von Rundfunk 

und Mediendiensten in digitaler Technik

(1) Stehen der Freien und Hansestadt Hamburg terres-
trische Übertragungskapazitäten für die digitalisierte
Übertragung von Rundfunkprogrammen und Medien-
diensten zur Verfügung, gibt der Senat dies den für 
die Freie und Hansestadt Hamburg zuständigen öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten des Landesrechts und
der Anstalt bekannt. Der Senat wirkt darauf hin, dass sich
die zuständigen öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
und die Anstalt über eine sachgerechte Zuordnung 
verständigen; dabei sind Mediendienste angemessen zu
berücksichtigen. Wird eine Verständigung erreicht, ordnet
der Senat die Übertragungskapazitäten entsprechend zu. 

(2) Kommt eine Verständigung nach Absatz 1 innerhalb
von drei Monaten nach der Bekanntgabe gemäß Absatz 1
Satz 1 nicht zustande, entscheidet der Senat auf Grund der
Stellungnahmen der Beteiligten über die Zuordnung ins-
besondere unter Berücksichtigung folgender Kriterien:

1. Sicherung der Grundversorgung mit Rundfunk, 

2. Sicherung einer gleichwertigen Vielfalt der privaten
Rundfunkprogramme, 

3. programmliche Berücksichtigung hamburgischer lan-
desweiter oder lokaler Belange,

4. angemessene Beteiligung von Mediendiensten,

5. Schließung von Versorgungslücken,

6. Berücksichtigung von programmlichen Interessen von
Minderheiten,

Gesetz 
zur Änderung des Hamburgischen Mediengesetzes

Vom 4. November 2005

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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7. Teilnahme von Rundfunk und Mediendiensten an der
weiteren Entwicklung in sendetechnischer und pro-
grammlicher Hinsicht.

Bei der Zuordnungsentscheidung hat die Sicherstellung
der Grundversorgung Vorrang. Im Übrigen sind öffent-
lich-rechtlicher und privater Rundfunk gleichgestellt;
Mediendienste sind angemessen zu berücksichtigen. 

(3) Werden bislang in analoger Technik genutzte terres-
trische Übertragungskapazitäten für die Übertragung von
Rundfunkprogrammen in digitaler Technik genutzt, sind
diejenigen Rundfunkveranstalter vorrangig zu berück-
sichtigen, die ihr Programm auf diesen Überragungskapa-
zitäten bislang in analoger Technik verbreitet haben.“

7. § 25 erhält folgende Fassung:

„§ 25

Zuweisung von terrestrischen Übertragungskapazitäten
für privaten Rundfunk und Mediendienste

(1) Wird der Anstalt eine neue terrestrische Übertragungs-
kapazität gemäß § 22 zugeordnet oder stehen ihr weitere
analoge Übertragungskapazitäten zur Verfügung, gelten
die Bestimmungen der §§ 25 a und 26.

(2) Wird der Anstalt eine neue terrestrische Übertragungs-
kapazität gemäß § 22 a zugeordnet oder stehen ihr weitere
digitale Übertragungskapazitäten zur Verfügung, ent-
scheidet sie über die Verwendung für privaten Rundfunk
beziehungsweise Mediendienste. Mediendienste sind
dabei angemessen zu berücksichtigen. 

(3) Sollen Übertragungskapazitäten gemäß Absatz 2 ganz
oder teilweise für Rundfunkzwecke verwandt werden, gel-
ten insoweit die Bestimmungen der §§ 25 a und 26. Sollen
Übertragungskapazitäten ganz oder teilweise für Medien-
dienste verwandt werden, weist die Anstalt die ent-
sprechenden Kapazitäten dem Netzbetreiber für die Dauer
von bis zu fünf Jahren zu.“

8. Hinter § 25 wird folgender § 25 a eingefügt:

„§ 25 a

Zuweisung von terrestrischen Übertragungskapazitäten
für privaten Rundfunk

(1) Sollen Übertragungskapazitäten gemäß § 25 für Rund-
funkzwecke verwandt werden, schreibt die Anstalt diese
zur Bewerbung zur Nutzung für Rundfunkprogramme
aus. 

(2) Die Zuweisung an Veranstalter bundesweiter Rund-
funkprogramme darf nicht erteilt werden, wenn bei
Berücksichtigung medienrelevanter verwandter Märkte
eine vorherrschende Meinungsmacht entstünde; § 26 des
Rundfunkstaatsvertrages gilt entsprechend. Für Veranstal-
ter landesweiter Programme gelten die Voraussetzungen
des § 19 entsprechend. 

(3) Bei mehreren Bewerbern sollen vorrangig Bewerber
berücksichtigt werden, deren Programm den kulturell 
weitestgehenden Beitrag zur Förderung der Programm-
vielfalt leistet; im Übrigen Bewerber, die diejenige studio-
technische Abwicklung des Programms in Hamburg
durchführen, die für den kulturellen Bezug des Pro-
gramms zu der Region erforderlich ist. 

(4) In bundesweit verbreitete Fernsehprogramme sollen
regionale Fensterprogramme gemäß § 19 a aufgenommen
werden. Der Betrieb des Regionalfensterprogramms 
ist nach Anhörung des Hauptprogrammveranstalters

getrennt auszuschreiben. Die Anstalt überprüft die einge-
henden Anträge auf ihre Zulassungsfähigkeit und teilt
dem Hauptprogrammveranstalter die zulassungsfähigen
Anträge mit. Sie erörtert mit dem Hauptprogrammveran-
stalter die Anträge mit dem Ziel, eine einvernehmliche
Auswahl zu treffen. Kommt eine Einigung nicht zu
Stande, wählt die Anstalt den Bewerber aus, dessen Pro-
gramm die Erfüllung der Anforderungen gemäß Absatz 3
in Verbindung mit § 19 a Absatz 1 am besten erwarten lässt.  

(5) Die Zuweisung ist nicht übertragbar und erfolgt für die
Dauer von zehn Jahren. Sie kann einmalig um längstens
fünf Jahre verlängert werden. Die Zuweisung ist sofort
vollziehbar.

(6) Mit der Zuweisung hat der Rundfunkveranstalter im
Rahmen der verfügbaren technischen Möglichkeiten
sicherzustellen, dass das Gebiet der Freien und Hansestadt
Hamburg mit dem Programm vollständig und gleich-
wertig versorgt wird. Der Rundfunkveranstalter hat die
festgelegte Programmdauer einzuhalten. Die Anstalt kann
angemessene Übergangsfristen einräumen.

(7) Die Zuweisung umfasst auch das Recht des Rundfunk-
veranstalters, die Leerzeilen seines Fernsehsignals für
Fernsehtext und den Datenkanal seines Hörfunkkanals für
Radiotext zu nutzen.

(8) Änderungen, die vor oder nach der Entscheidung über
den Antrag eintreten und die für die Zuweisung von
Bedeutung sind, hat der Antragsteller oder der Rundfunk-
veranstalter unverzüglich der Anstalt mitzuteilen.“

9. In § 26 Absatz 1 und Absatz 2 Nummer 1 wird die Bezeich-
nung „§ 25“ jeweils durch die Bezeichnung „§ 25 a“ ersetzt.

10. § 29 erhält folgende Fassung:

„§ 29

Weiterverbreitung in analogen Kabelanlagen

(1) Über die Belegung von bis zu 29 Kanälen für Fernseh-
programme und Mediendienste sowie über die Belegung
mit Hörfunkprogrammen entscheidet die Anstalt. Die
Entscheidung ist sofort vollziehbar. Wenn in der Kabelan-
lage keine ausreichenden Übertragungsmöglichkeiten für
die Weiterverbreitung sämtlicher in Betracht kommender
Rundfunkprogramme und Mediendienste vorhanden
sind, gilt folgende Rangfolge:

1. die für Hamburg gesetzlich bestimmten öffentlich-
rechtlichen Rundfunkprogramme und die von der
Anstalt zugelassenen, in Hamburg terrestrisch verbrei-
teten Rundfunkprogramme sowie Angebote nach dem
Sechsten Abschnitt,

2. die sonstigen herangeführten Rundfunkprogramme bei
angemessener Berücksichtigung von Mediendiensten. 

(2) Sind Rundfunkprogramme nach Absatz 1 Satz 3 
Nummer 2 jeweils gleichrangig, sollen vorrangig Bewerber
ausgewählt werden, deren Programm den kulturell 
weitestgehenden Beitrag zur Förderung der Programm-
vielfalt, insbesondere mit Blick auf den Beitrag des jewei-
ligen Programms zur Vielfalt in Bezug auf die Meinungs-
und Willensbildung im Gesamtangebot der betreffenden
Kabelanlage leistet; im Übrigen Bewerber, die diejenige
studiotechnische Abwicklung des Programms in Hamburg
durchführen, die für den kulturellen Bezug des Pro-
gramms zu der Region erforderlich ist. Daneben sind auch
Gesichtspunkte der Sprachenvielfalt, der inhaltlichen
Vielfalt und Ausgewogenheit des einzelnen Programms,
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des lokalen Bezugs zu Hamburg sowie eine gegebenenfalls
bestehende parallele Verbreitung in bestehenden digitalen
Kabelanlagen zu berücksichtigen. Die Auswahl soll dabei
so vorgenommen werden, dass einschließlich der nach
Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 vorrangigen Angebote mindes-
tens die im Folgenden genannten Inhalte berücksichtigt
werden:

1. Mindestens zwei bundesweit veranstaltete private Fern-
sehvollprogramme, 

2. mindestens drei fremdsprachige europäische Voll- oder
Spartenprogramme, wobei je ein Angebot englisch-
beziehungsweise französischsprachig sein soll,

3. mindestens zwei Spartenprogramme mit dem Schwer-
punkt Information oder Bildung, 

4. mindestens ein Spartenprogramm mit dem Schwer-
punkt Musik sowie

5. mindestens ein Spartenprogramm mit dem Schwer-
punkt Sport.

(3) Bundesweit verbreitete Fernsehprogramme sollen,
soweit dies mit vertretbarem technischen Aufwand mög-
lich ist, ausschließlich mit den für Hamburg bestimmten
regionalen Fensterprogrammen nach § 19a in die jeweili-
gen Kabelanlagen eingespeist werden.

(4) Über die Belegung weiterer Kanäle entscheidet der
Betreiber der Kabelanlage nach Maßgabe der allgemeinen
Gesetze.“ 

11. § 49 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Um neue Rundfunktechniken, -programmformen und
-dienste zu erproben, kann die Anstalt befristete Modell-
versuche für die Dauer von bis zu drei Jahren zulassen oder
im Benehmen mit dem Netzbetreiber durchführen. Dabei
können auch multimediale Angebote berücksichtigt 
werden.“

12. § 51 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Rundfunkgebührenanteil nach § 40 Absatz 1 des
Rundfunkstaatsvertrages steht unbeschadet des Absatzes 2
der Anstalt in Höhe von 37 vom Hundert sowie dem Träger
des Hamburgischen Bürger- und Ausbildungskanal in
Höhe von 28 vom Hundert jeweils zur Erfüllung ihrer
gesetzlichen Aufgaben zu.“

13. § 52 wird aufgehoben.

14. § 53 wird § 52 und erhält folgende Fassung:

„§ 52

Trägerschaft des Hamburgischen 
Bürger- und Ausbildungskanals

Trägerin des Hamburgischen Bürger- und Ausbildungs-
kanals gemäß § 32 ist die Hamburg Media School. Sie legt
alle zwei Jahre, erstmals zum 31. Dezember 2005, dem
Senat einen Bericht über die Erfüllung ihres Auftrags vor,
auf dessen Grundlage über die Fortführung der Träger-
schaft zu entscheiden ist.“

15. § 54 wird aufgehoben.

Ausgefertigt Hamburg, den 4. November 2005.

Der Senat

(1) Das Landschaftsprogramm einschließlich Arten- und
Biotopschutzprogramm für die Freie und Hansestadt Hamburg
vom 14. Juli 1997 (HmbGVBl. S. 363) wird im Geltungsbereich
nördlich der Straßen Reetwerder/Ernst-Mantius-Straße bei-
derseits der Bille (Bezirk Bergedorf, Ortsteil 602) geändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Landschafts-
programms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm
und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht werden beim

Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nieder-
gelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

Ein Abdruck der Pläne und der Erläuterungsbericht können
beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienst-
stunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche 
Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, werden sie kosten-
frei zur Verfügung gestellt.

Dreiundfünfzigste Änderung
des Landschaftsprogramms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm 

für die Freie und Hansestadt Hamburg
Vom 4. November 2005

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Ausgefertigt Hamburg, den 4. November 2005.

Der Senat
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(1) Der Flächennutzungsplan für die Freie und Hansestadt
Hamburg in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
22. Oktober 1997 (HmbGVBl. S. 485) wird im Geltungsbereich
nördlich der Straßen Reetwerder/Ernst-Mantius-Straße bei-
derseits der Bille (Bezirk Bergedorf, Ortsteil 602) geändert. 

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Flächen-
nutzungsplans und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht
werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jeder-
mann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und der Erläuterungsbericht 
können beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit
zusätzliche Abdrucke beim örtlich zuständigen Bezirksamt
vorhanden sind, werden sie kostenfrei zur Verfügung
gestellt.

2. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005
(BGBl. I S. 1818, 1824), beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des 
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten der Änderung des Flächennutzungsplans schriftlich
gegenüber der für die Erarbeitung des Flächennutzungsplans
zuständigen Behörde unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

Neunundsechszigste Änderung
des Flächennutzungsplans für die Freie und Hansestadt Hamburg

Vom 4. November 2005

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Ausgefertigt Hamburg, den 4. November 2005.

Der Senat

Einziger Paragraph

Die Verordnung über die förmliche Festlegung des Sanie-
rungsgebietes Eimsbüttel S 1 (Schanzenviertel/Weidenallee)
vom 10. Juni 1980 (HmbGVBl. S. 67) wird aufgehoben.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 8. November 2005.

Verordnung
zur Aufhebung der Verordnung

über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes Eimsbüttel S1
(Schanzenviertel/Weidenallee)

Vom 8. November 2005

Auf Grund von § 162 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Absatz
2 des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 4 des Bauleitplanfest-
stellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999
(HmbGVBl. S. 271), geändert am 6. September 2004
(HmbGVBl. S. 356), wird verordnet:
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Kirchwerder 20 für das Gebiet der
östlichen Heinrich-Osterath-Straße (Bezirk Bergedorf, Orts-
teil 607) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Gose-Elbe – Kirchwerder Landweg – Südwest- und Nord-
westgrenze des Flurstücks 5404, Südwestgrenze des Flur-
stücks 1744, über die Flurstücke 6674 und 1769, Südost-
und Südwestgrenzen der Flurstücke 6673 und 6672, Süd-
westgrenzen der Flurstücke 397, 6669, 7051, 7054 und 400,
über die Flurstücke 7053 (Seefelder Schöpfwerksgraben),
4503 und 8642, Südwestgrenzen der Flurstücke 8641 und
4844, über die Flurstücke 1506, 2478, 6454, 387, 384 und
264, Südwestgrenzen der Flurstücke 6282, 90 und 9060,
über das Flurstück 9060, Südost- und Südwestgrenze des
Flurstücks 7950, Südwestgrenze des Flurstücks 256, Süd-
west- und Nordwestgrenze des Flurstücks 6069, Nordwest-
grenze des Flurstücks 6278, über das Flurstück 651 (Hein-
rich-Osterath-Straße), Nordwestgrenze des Flurstücks
6286 der Gemarkung Kirchwerder.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1

bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften

1. In den nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs als „Erhaltungsbereiche“ bezeichneten Gebie-
ten bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart
des Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach der Baufreistellungsverord-
nung vom 5. Januar 1988 (HmbGVBl. S. 1), zuletzt geän-
dert am 1. September 2005 (HmbGVBl. S. 377, 382), in
der jeweils geltenden Fassung eine Genehmigung nicht
erforderlich ist. Die Genehmigung zum Rückbau, zur
Änderung oder zur Nutzungsänderung darf nur versagt
werden, wenn die bauliche Anlage allein oder im Zusam-
menhang mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild
oder das Landschaftsbild prägt oder sonst von städtebau-
licher, insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer
Bedeutung ist. Die Genehmigung zur Errichtung der
baulichen Anlage darf nur versagt werden, wenn die

Verordnung
über den Bebauungsplan Kirchwerder 20

Vom 9. November 2005

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), geändert am 6. Sep-
tember 2004 (HmbGVBl. S. 356), § 81 Absatz 1 Nummer 6 der
Hamburgischen Bauordnung vom 1. Juli 1986 (HmbGVBl.
S. 183), zuletzt geändert am 5. Oktober 2004 (HmbGVBl.
S. 375), § 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen Naturschutz-
gesetzes in der Fassung vom 7. August 2001 (HmbGVBl.
S. 281), zuletzt geändert am 20. April 2005 (HmbGVBl. S. 146),
§ 6 Absätze 2 und 6 des Denkmalschutzgesetzes vom 3. Dezem-
ber 1973 (HmbGVBl. S. 466), zuletzt geändert am 21. März
2005 (HmbGVBl. S. 75, 79), sowie § 1 Absatz 2, § 2 Satz 1 Num-
mer 2, § 3 Absatz 2, § 4 und § 5 Buchstabe b der Weiterübertra-
gungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134),
geändert am 1. Februar 2005 (HmbGVBl. S. 21), wird ver-
ordnet:



städtebauliche Gestalt des Gebiets durch die beabsich-
tigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird.

2. In den Dorfgebieten sind außerhalb der überbaubaren
Grundstücksfläche landwirtschaftliche Betriebe und
Gartenbaubetriebe mit Ausnahme von Wohngebäuden
und Wohnungen mit einer Grundflächenzahl bis zu 0,6
zulässig.

3. Auf den Flächen für die Landwirtschaft sind bauliche
Anlagen nur innerhalb der Baugrenzen bis zu einer GRZ
von 0,8 zulässig und wenn sie der landwirtschaftlichen
Erzeugung, der landwirtschaftlichen Verarbeitung oder
dem Vertrieb dienen, wie zum Beispiel Gewächshäuser,
Stallgebäude, Maschinenhallen. Die Gebäudehöhe darf 
8 m nicht überschreiten. Befestigte landwirtschaftliche
Wege sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.

4. Die Höhe der Erdgeschossfußbodenoberkanten über der
vorhandenen beziehungsweise aufgehöhten Gelände-
oberfläche darf straßenseitig 0,4 m nicht überschreiten.

5. Flächen, die nördlich der Heinrich-Osterath-Straße tie-
fer als 2 m über Normalnull (NN) liegen, sind für Wohn-
gebäude auf 2 m über NN aufzuhöhen. Auf Flächen, die
höher als 2 m über NN liegen, sind für Wohngebäude
Geländeaufhöhungen bis 0,4 m zulässig. Des Weiteren
sind Geländeaufhöhungen nur zulässig
a) für Rampen, die zur Erschließung erforderlich sind

oder
b) bis zur Oberkante der für die Erschließung erforder-

lichen öffentlichen Straßenverkehrsfläche, sofern der
Abstand zwischen Hauptgebäude und Straßenver-
kehrsfläche weniger als 6 m beträgt.

6. In den Dorfgebieten darf die Gebäudehöhe von einge-
schossigen Gebäuden 9 m und von zweigeschossigen
Gebäuden 12 m über vorhandenem oder aufgehöhtem
Gelände nicht überschreiten.

7. In den Dorfgebieten sind Dächer von Wohngebäuden als
Sattel- oder Krüppelwalmdächer mit beiderseits gleicher
Neigung zwischen 40 Grad und 50 Grad auszuführen.
Balkone, Dachaufbauten und -einschnitte (zum Beispiel
Loggien) dürfen insgesamt eine Länge haben, die höch-
stens 1/3 der Länge ihrer zugehörigen Gebäudeseite ent-
spricht. Es sind nur rote, braune, graue und schwarze
Dacheindeckungen in nicht glänzender Ausführung,
Reetdächer und begrünte Dächer zulässig.

8. Die Außenwände von baulichen Anlagen sind als rotes
oder rotbraunes Ziegelmauerwerk, mit weißem oder
braunem Holz oder in Kombination beider Materialien

auszuführen; für Nebengebäude sind außerdem weiße
Putzfassaden zulässig. Dies gilt nicht für bauliche Anla-
gen, die ausschließlich der landwirtschaftlichen Produk-
tion dienen (zum Beispiel Stallgebäude, Maschinen-
hallen, Gewächshäuser).

9. Auf den privaten Grünflächen – Gärten – sind in den
Vorgärten notwendige Zuwegungen beziehungsweise
Zufahrten für die Dorfgebiete in einer Breite bis zu 3 m
sowie nicht überdachte Stellplätze bis 20 m² zulässig.

10. Auf den Grundstücksflächen, die ausschließlich dem
Wohnen dienen, sind Fahr- und Gehwege sowie Stell-
plätze in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzu-
stellen. 

11. Außenwände von Gebäuden mit Ausnahme von Wohn-
gebäuden, deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt
sowie fensterlose Fassaden sind entweder mit Sträuchern
oder mit Schling- oder Kletterpflanzen einzugrünen; je
2 m Wandlänge ist mindestens 1 Pflanze zu verwenden.

12. Pro Wohngebäude ist mindestens ein kleinkroniger,
standortgerechter, einheimischer Laubbaum oder ein
hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen. 

13. Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang Ersatz-
pflanzungen mit gleichartigen großkronigen Bäumen
vorzunehmen.

14. Auf den Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gilt: 

14.1 Der mit „ “bezeichnete Uferstreifen ist naturnah zu
entwickeln. Zulässig sind einheimische, standortge-
rechte Stauden, Sträucher und Gehölze sowie extensive
Grünlandnutzung beziehungsweise Mähwiese. 

14.2 Die mit „ “bezeichnete Fläche ist als Streuobstwiesen
mit extensiver Wiesennutzung zu erhalten.

14.3 Die mit „ “bezeichnete Fläche ist als artenreich gestuf-
ter Gehölzbestand unter Verwendung von Laubgehölzen
zu erhalten.

§ 3

Das Ensemble Heinrich-Osterath-Straße Nr. 45, Flurstück
385 der Gemarkung Kirchwerder, wird hiermit innerhalb der
Umgrenzung der Planzeichnung nach § 6 Absätze 2 und 6 des
Denkmalschutzgesetzes unter Schutz gestellt. 

§ 4

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Freitag, den 18. November 2005448 HmbGVBl. Nr. 37

Hamburg, den 9. November 2005.

Das Bezirksamt Bergedorf
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